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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) 

- Nr. 4168 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(24. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ABSCHNITT I 


ABSCHNITT I 


Das Statistische Bundesamt 


Das Statistische Bundesamt 


§ 1 

(1) Das Statistlsdie Bundesamt Ist eine 
selbständige Bundesoberbehörde im Geschäfts- 
bereldi des Bundesministeriums des Innern. 

(2) Der Präsident des Statistischen Bundes- 
amtes wird vom Bundespräsidenten auf Vor- 
schlag der Bundesregierung ernannt. 

§ 2 

Aufgabe des Statistischen Bundesamtes ist 
es: 

1. Statistiken für Bundeszwecke (Bundesstati- 
stiken) tecknlsdi und methodisch vorzube- 
reiten, auf ihre Einheitlichkeit und Ver- 
gleichbarkeit hinzuwirken, ihre Ergebnisse 
für den Bund zu sammeln, zusammenzustel- 
len und für allgemeine Zwecke darzustellen. 

2. Bundesstatistiken zu erheben und aufzube- 
reiten, wenn es in einem Bundesgesetz be- 
stimmt ist oder soweit die beteiligten Län- 
der zustimmen, 


§ 1 


unverändert 


§ 2 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


3. nach Maßgabe des § 9 Satz 2 Geschäftssta- 
tistiken zu bearbeiten, 

4. Statistiken des Auslandes und der interna- 
tionalen Organisationen zu sammeln und 
darzustellen, 

5. volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen auf- 
zustellen, 

6. an der Vorbereitung der Bundesgesetze, 
Redits Verordnungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiete der 
Bundesstatistik mitzuwirken, 

7. auf Anfordern der obersten Bundesbehör- 
den sonstige Arbeiten statistischer und ähn- 
licher Art durchzuführen und Gutachten 
über statistische Fragen zu erstatten. 

§ 3 

Das Statistische Bundesamt führt seine Ar- 
beiten nach den Anforderungen des fachlich 
zuständigen Bundesministers im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel durch. 

ABSCHNITT II 
Der Statistische Beirat 

§ 4 

(1) Das Statistische Bundesamt erhält einen 
Beirat. 

(2) Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes oder seinem Vertreter im Amt als 
Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesministerien, 
des Bundesrechnungshofes, der Bank deut- 
scher Länder und der Deutschen Bundes- 
bahn, 

3. den Leitern der Statistischen Landesämter 
oder ihren Vertretern Im Amt, 

4. je einem Vertreter der kommunalen Spit- 
zenverbände, 

5. s e c h s Vertretern der gewerblichen Wirt- 
schaft und einem Vertreter der Arbeitgeber- 
verbände, 

6. drei Vertretern der Gewerkschaften, 

7. zwei Vertretern der Landwirtschaft, 

8. einem Vertreter der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Institute. 


§ 3 

unverändert 


ABSCHNITT II 
Der Statistische Beirat 

§ 4 

(1) unverändert 

(2) Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes oder seinem Vertreter im Amt als 
Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesministerien, 
des Bundesrechnungshofes, der Bank deut- 
scher Länder und der Deutschen Bundes- 
bahn, 

3. den Leitern der Statistischen Landesämter 
oder ihren Vertretern im Amt, 

4. je einem Vertreter der kommunalen Spit- 
zenverbände, 

5. sieben Vertretern der gewerblichen Wirt- 
schaft und einem Vertreter der Arbeitgeber- 
verbände, 

6. drei Vertretern der Gewerkschaften, 

7. zwei Vertretern der Landwirtschaft, 

8. zwei Vertretern der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institute. 
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Entwurf 


(3) Die Landesregierungen sind zu den 
Sitzungen des Beirats zu laden. Ihre Vertre- 
ter müssen jederzeit gehört werden. 

(4) Die Vertreter zu Absatz 2 Nr. 4 bis 8 
sind durch den Präsidenten des Statistischen 
Bundesamtes Im Benehmen mit den 
zuständigen Bundesministern und auf Vor- 
schlag der in Frage kommenden Verbände und 
Einrichtungen zu berufen. 

(5) Der Beirat kann für bestimmte Sachge- 
biete ständige Fachausschüsse und für einzelne 
Fragen Arbeitskreise elnsetzen. Zu den Sit- 
zungen des Beirats, der Fachausschüsse und 
der Arbeitskreise können Sachverständige hin- 
zugezogen werden. Zu den Sitzungen der 
Fachausschüsse und Arbeitskreise sind die Bun- 
desministerien zu laden und jederzeit zu 
hören. 

(6) Die Tätigkeit im Beirat, in den Fach- 
ausschüssen und In den Arbeitskreisen ist 
ehrenamtlich. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

Im Falle der Beschlußfassung haben die 
Vertreter gemäß Ziffern 1 bis 3 nur be- 
ratende Stimmen. 

(3) unverändert 


(4) Die Vertreter zu Absatz 2 Nr. 4 bis 8 
sind durch den Präsidenten des Statistischen 
Bundesamtes auf Vorschlag der in Frage 
kommenden Verbände und Einrichtungen zu 
berufen; der zuständige Bundesminister be- 
stimmt die vorschlagsberechtigten Verbände 
und Einrichtungen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 5 § 5 

(1) Das Statistische Bundesamt hört bei der unverändert 

Durchführung seiner Aufgaben In methodi- 
schen und technischen Fragen den Beirat oder 

seine Fachausschüsse und Arbeitskreise. In Fäl- 
len, die der Beschleunigung bedürfen oder 
einfach liegen, kann dies auch schriftlich 
geschehen. 

(2) Das Statistische Bundesamt hat die An- 
regungen und Vorschläge des Beirats zu prü- 
fen und Im Rahmen der verwaltungsmäßigen 
Notwendigkeiten und finanziellen Möglich- 
keiten zu verwerten. 


ABSCHNITT III ABSCHNITT III 

Anordnung von Bundesstatistiken Anordnung von Bundesstatistiken 

§ 6 § 6 

(1) Die Bundesstatistiken werden, soweit (1) unverändert 

nicht im Absatz 2 oder in anderen Rechtsvor- 
schriften Ausnahmen zugelassen sind, durch 
Gesetz angeordnet. 
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Entwurf 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
statistische Erhebungen durch Rechtsverord- 
nungen mit einer Gültigkeit bis zu 
drei Jahren anzuordnen, wenn folgende Voraus- 
setzungen gegeben sind: 

1. die Ergebnisse der Erhebung müssen zur 
Erfüllung bestimmter, im Zeitpunkt der Er- 
hebung schon festliegender Bundeszwecke 
erforderlich sein, 

2. die Erhebung darf nidit einen unbeschränk- 
ten Personenkreis erfassen, 

3. die voraussichtlichen Kosten der Erhebung 
ohne die Kosten für die Veröffentlichung 
dürfen beim Bund und bei den Ländern zu- 
sammen 500 000 Deutsche Mark jährlich 
nicht übersteigen. 

§ 7 

(1) Die Anordnung muß die zu erfassenden 
'ratbestände und den Kreis der Befragten be- 
stimmen. Sie Ist auf den Erhebungsvordrucken 
anzugeben. 

(2) Bei der Einleitung von Bundesstatisti- 
ken, die auf freiwilligen Auskünften beruhen, 
ist die Freiwilligkeit der Beantwortung den 
Befragten bekanntzugeben. 

§ 8 

Die Kosten der Bundesstatistiken trägt 
der Bund Insoweit, als sie bei den 
Bundesbehörden entstehen. 

ABSCHNITT IV 
Besondere Verfahrensbestimmungen 
§ 9 

(1) Die Bundesminister nehmen die Auf- 
gaben des § 2 bei Statistiken wahr, deren 
Unterlagen ausschließlich Im Geschäftsgang 
der Bundesbehörden anfallen oder deren 
Bearbeitung sich vom Geschäftsgang 
nicht trennen läßt (Geschäftsstatistiken). Sie 
können diese Aufgaben ganz oder teilweise 
dem Statistischen Bundesamt übertragen. 

(2) Die Bundesregierung kann in besonderen 
Fällen einen Bundesminister oder die von ihm 
zu bestimmende Stelle ermächtigen, für be- 
stimmte Bundesstatistiken, auch v/enn sie 
keine Geschäftsstatistiken sind, die Aufgaben 
des § 2 ganz oder zum Teil wahrzunehmen. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
statistische Erhebungen durch Rechtsverord- 
nungen mit einer Geltungsdauer bis zu 
drei Jahren anzuordnen, wenn folgende Voraus- 
setzungen gegeben sind: 

1. die Ergebnisse der Erhebung müssen zur 
Erfüllung bestimmter, im Zeitpunkt der Er- 
hebung schon festliegender Bundeszwecke 
erforderlich sein, 

2. die Erhebung darf nicht einen unbeschränk- 
ten Personenkreis erfassen, 

3. die voraussichtlichen Kosten der Erhebung 
ohne die Kosten für die Veröffentlichung 
dürfen beim Bund und bei den Ländern zu- 
sammen 500 000 Deutsche MarE jährlich 
nicht übersteigen. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

Die Kosten der Bundestatistiken tragen 
der Bund und die Lander nach den bei ihnen 
entstehenden Arbeiten, soweit nicht durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung etwas anderes 
bestimmt wird. 

ABSCHNITT IV 
Besondere Verfahrensbestimmungen 
§ 9 

unverändert 
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Entwurf 

ABSCHNITT V 
Auskunftspflicht 
§ 10 

(1) Alle natürlichen und jurlstisdien Per- 
sonen, Behörden und Einrichtungen sind zur 
Beantwortung der ordnungsmäßig angeord- 
neten Fragen verpflichtet. 


(2) Die Antwort ist wahrheitsgemäß, voll- 
ständig, fristgemäß und, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, unentgeltlich zu geben. 

(3) Sind amtliche Erhebungsvordrucke zur 
Ausfüllung durch die Befragten vorgesehen, 
so sind die Antworten auf diesen Erhebungs- 
vordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der 
Angaben ist durch Unterschrift zu bestätigen, 
soweit es im Erhebungsvordruck vorgesehen 
ist. 

(4) Der Auskunftpflichtige hat die Besichti- 
gung der Gegenstände, auf die sich die Fra- 
gen beziehen, und der gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Grundstücke und Räume, in 
denen sich die Gegenstände befinden können, 
zu dulden, ferner Einsicht in die Unterlagen 
zu gewähren. 

(5) Absatz 4 ist nur anzuwenden, wenn 
und soweit die Rechtsvorschrift nach 5 6 auf 
ihn Bezug nimmt. 

§ 11 

Die Verpflichtung der Befragten, Auskunft 
zu erteilen und Besichtigungen 
oder Einsicht in Unterlagen zu 
gewähren, besteht gegenüber den mit 
der Durchführung der Bundesstatistik amt- 
lich betrauten Stellen und Personen. 

ABSCHNITT VI 
Geheimhaltungspflicht 
§ 12 

(1) Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse, die für eine Bundes- 
statistik gemacht werden, sind, soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, 
von den Auskunftberechtigten geheimzuhal- 
ten. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 
Abs. 1 und 189 der Reichsabgabenordnung 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

ABSCHNITT V 

Auskunftspflicht 
§ 10 

(1) Alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen, Behörden und Einrichtungen sind zur 
Beantwortung der ordnungsmäßig angeordne- 
ten Fragen verpflichtet. Sondergesetzliche Be- 
stimmungen über Berufsgeheimnisse und 
Amtsverschwiegenheit bleiben unberührt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) entfällt 


(5) entfällt 


§ 11 

Die Verpflichtung der Befragten, Auskunft 
zu erteilen, besteht gegenüber den mit der 
Durchführung der Bundesstatistik amtlich be- 
trauten Stellen und Personen. 


ABSCHNITT VI 

Geheimhaltungspflicht 

S 12 

(1) Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse, die für eine Bundessta- 
tistik gemacht werden, sind, soweit durch 
Rechtsvorschrift (§ 6) nichts anderes bestimmt 
ist, von den Auskunftberechtigten geheim- 
zuhalten. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 
188 Abs. 1 und 189 der Reichsabgabenord- 
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Entwurf 

vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 187) 
über Beistands- und Anzeigepflichten gegen- 
über den Finanzämtern gelten insoweit nicht 
für die Auskunftberechtigten. 

(2) Das Statistische Bundesamt, die statisti- 
schen Landesämter und die sonstigen erheben- 
den Behörden und Stellen sind berechtigt und 
verpflichtet, den fachlich zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden auf Ver- 
langen Einzelangaben auf dem Dienstweg 
weiterzuleiten wenn und soweit dies den 
Befragten in geeigneter Weise 
bekanntgegeben worden Ist. Die Be- 
kanntgabe kann auch auf dem 
Erhebungsvordruck erfolgen. 

(3) Eine Zusammenfassung von Angaben 
mehrerer Auskunftpflichtiger Ist keine Ein- 
zelangabe im Sinne dieses Gesetzes. 


ABSCHNITT VII 
Strafen und Geldbußen 
§ 13 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebs- 
geheimnis, das ihm bei seiner Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes anvertraut worden 
oder sonst bekannt geworden Ist, unbefugt 
offenbart oder verwertet, oder wer eine nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes geheim- 
zuhaltende Tatsache unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder 
In der Absicht, sich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen oder jemandem einen Nachteil zu- 
zufügen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe er- 
kannt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit 
nicht in anderen Vorschriften eine schwerere 
Strafe angedroht ist. 

(4) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. 

(5) Die Offenbarung von geheimzuhalten- 
den Tatsachen an die zuständige Verwaltungs- 
behörde zum Zwecke der Verfolgung einer 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

nung vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 187) über Beistands- und Anzeigepflichten 
gegenüber den Finanzämtern gelten Insoweit 
nicht für die Auskunftberechtigten. 

(2) Das Statistische Bundesamt, die Statisti- 
schen Landesämter und die sonstigen erheben- 
den Behörden und Stellen sind berechtigt und 
verpflichtet, den fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden oder den von 
ihnen bestimmten Stellen auf Verlangen Ein- 
zelangaben auf dem Dienstweg weiterzulei- 
ten, wenn und soweit dies in der die Statistik 
anordnenden Rechtsvorschrift zugelassen und 
in den Erhebungsdrucksachen bekanntgege- 
ben worden ist. 

(3) unverändert 


(4) Veröffentlichungen dürfen keine Ein- 
zelangaben im Sinne dieses Gesetzes enthal- 
ten. 

ABSCHNITT VII 
Strafen und Geldbußen 
§ 13 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Strafverfolgung tritt auf Antrag 
des Verletzten ein. 

(5) unverändert 
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Entwurf 

Ordnungswidrigkeit wegen unrichtiger oder 
unvollständiger Angaben nach § 14 ist nicht 
unbefugt. 

§ 14 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig Auskünfte, zu de- 
nen er nach § 10 verpflichtet ist, ganz oder 
teilweise verweigert oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder unriditige oder unvollständige 
Angaben macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


ABSCHNITT VIII 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 15 

(1) Laufende Statistiken des Bundes und 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes, für die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Voraussetzungen des Abschnit- 
tes III nidit vorliegen, können zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr als 
Bundesstatistiken durchgeführt werden, wenn 
die Voraussetzungen nicht bis zu diesem Zeit- 
punkt geschaffen werden. Bis zum Erlaß 
dieser Rechtsvorschriften gelten sie in ihrem 
derzeitigen Umfange als Statistiken für 
Bundeszwecke. 

(2) Für die Statistiken nach Absatz 1 gilt 
bis zum Erlaß der Rechtsvorschriften für die 
Geheimhaltungspflicht die bisherige Rege- 
lung. 

(3) Für Statistiken, bei denen zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Bundes- 
minister die Aufgaben des § 2 wahrnimmt, 
gilt die besondere Ermächtigung der Bundes- 
regierung nach § 9 Abs. 2 als erteilt. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§ 14 

unverändert 


s 14a 

Wird eine Ordnungswidrigkeit im Sinne 
des § 14 in einem Betrieb begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter und, falls der 
Inhaber des Betriebes eine juristische Person 
oder eine Personengesellschaft des Handels- 
redits ist, gegen diese eine Geldbuße bis zu 
10 000 Deutsdie Mark festgesetzt werden, 
wenn der Inhaber oder Leiter oder der zur 
gesetzlidien Vertretung Berechtigte vorsätz- 
lidi oder fahrlässig seine Aufsiditspflidit ver- 
letzt hat und der Verstoß hierauf beruht. 

ABSCHNITT VIII 
Übergangs- und Sdilußbestimmungen 
§ 15 

unverändert 
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Entwurf 
§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 
und 1 4 desGesetzesüber dieStel- 
lung des Landes Berlin im Fi- 
nanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


§ 17 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage 
nadi seiner Verkündung in Kraft. Das Ge- 
setz über die Erriditung eines Statistischen 
Amtes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
vom 21. Januar 1948 (WiGBl. S. 19) in der 
Fassung vom 19. Januar 1949 (WiGBl. S. 9) 
und die Verordnung über die Erstreckung 
von Recht der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes auf dem Gebiet der Stati- 
stik auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und den baye- 
rischen Kreis Lindau vom 31. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 81) treten zum glei- 
chen Zeitpunkt außer Kraft. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz enthal- 
tenen Ermächtigung erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft, Das Gesetz 
über die Errichtung eines Statistischen Amtes 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
21. Januar 1948 (WiGBl. S. 19) in der Fas- 
sung des § 4 des Gesetzes vom 19. Januar 
1949 (WiGBl. S. 9) und die Verordnung über 
die Erstreckung von Recht der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf dem 
Gebiet der Statistik auf die Länder Baden, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern 
und den bayerischen Kreis Lindau vom 
31. März 1950 (Bundesgesetzbl. S. 81) treten 
zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
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